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TOP 3:

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Zwangsheirat und zum
besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Anderung wei-
terer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften

Drucksache: 7O4l1O
Beteiligung: ln - FJ - FS - R
Beiichterstattung: Rheinland-Pfalz

I. Der Ausschuss. empfiehlt dem Bundesrat

zu dem Gesetzentwurf gemZiß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie

folgt Stellune zu nehmen:

1. Zu Artikel 1Nummer 2 a- nerr - ($ 25a - neu - AufenthG). Nummer 2b

. - neu - ($'2g.Absatz 3 SaIz 3 Aufenthc\ un4 Nurnmer 6a - neu - (q 60a Ab-

satz 2b - neu - AufenthG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändem:

a) Nach Nummer 2 sind folgende Nummern 2a und 2b einzuftigen:

'2a. Nach $ 25 wird folgender $ 25a eingefügt:

"$ 25a

tesrierten Jusendlichen und Her-Aufgnthaltsgewä}rurig bei gut integrierten Jugendlichen und E
anwachsenden

(1) Einem geduldeten Ausländer, der in Deutschland geboren wur-

de oder vor Vollendung des 14.. Lebensjahres eingereist ist, kann
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. wenn er

. 1. sich seit sdchs Jahren im Bundesgebiet aufgehalten hat,
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2. sechs Jahre erfolgreich im Bundesgebiet eine Schule besucht
oder in DoutSchland einen anerkamten Schul- oder Berufsab-
schluss erworben hat,

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltsärlaubnis nach Vollen-
dung des 15. und vor Vollendüng des 21. Lebensjahres gestellt
wird

und gewtihrleistet ersbheint, dass er sich aufgrund seiner bisherigen

Ausbildung und lrtensverhältnisse in die Lebensverhältnisse. der

Bundesrepublik Deutschland einfügen karur. Solange sich der Ju-
gendliche oder der Heranwachsende in einer schülischen. oder be- .
ruflichen Ausbildung befindet, $chließt die lnanspruchnahme öf-
fentlicher Leistungen zur Sicherstellung des eigenen Lebensunter-
halts die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht aus. Die Ertei lung
eingr Aufenthaltserlaubni$ ist zu versagen, wern die Abschiebung . .
aufgrund eigener falscher Angaben des Ausländers oder aufgrund

seiner Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit aus-
gesetzt ist.

(2) Den Eltem oder einem allein personensorgeberechtigten Eltern-

teil.eines minde-rjährigen Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis

nach $ 25a Absatz 1, besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt

werden, wenn

1. die Abschiebung nicht arifgrund falscher Angaben eines Eltem-

. teils oder aufgrund Täuschung über seine.Identitäf oder Staats-
' 

angehörigkeit oder fehlender zumutbarer Anforderungen zur

Beseitigung der Ausreisehindernisse verhindert oder verzögert

wird und

2. der Lebensunterhalt ftir sich und seine in famililirer Lebensge-

meinsohaft leberiden Familienmitglieder einschließlich eines

ausreichenden .Krankenversicherungsschutzes durch eigene

Erwerbstätigkeit überwiegend. gesichert wird. Satz 1 findet auf

minderjährige Geschwister eines minderjährigen Ausländers,

die in familiärer'Lebensgemeinschaft mit ihm leben, entspre-

chende Anwendurlg.
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(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf die Eltem oder ein perso-
nensorgeberechtiges Elternteil, soweit diese wegen einer Straftat
rechtslaäftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten
verurteilt worden sind."

2b. In $ 29 Absatz 3 Satz 3 wird,nach der Angabe "$ 25 Abs; 4 bis 5,"
die Angabe "$ 25a," eingefügt.'

Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt:
'6a. Nach $ 60a Absatz 2a wM folgender Absatz 2-b eingefügt

"(2b) Solange ein minderjähriger Ausl?inder, der eine. Aufenthaltser-
laubnis naeh $ 25a Absatz 1 besitzt, auf die Personensorge angewiesen
ist, soll die Abschiebung seiner Eltern oder eines pÄrsonensorgeberech-
tigten Elternteils und seiner minderj?ihrigen in der. famililiren Lebens-
gemeinschaft mit ihm lebenden Geschwister ausgesetzt werden. Dies
gilt nicht ftir Eliern oder ein personensorgeberechtigtes Eltemteil, so-
weit diese wegen einer Straftat rechtskrliftig zu einer Freiheitsstrafe Von
mehr als drei Monaten verurteilt worden sind."'

Als Folge ist 
.

.Nummer 1 wie folgt zu fassen:
'1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu $ 25 wird folgende Angabe eingefügt:

"g 25a Aufenthaltsgbwährung bei gut inte;ierten Jugendlichen
und Heranwachsenden".

b) Nach der Angabe zu $ 88 wird folgende Angabe eingeftigt:

- <wie Gesetzentwurf>- '.

Beeründuns:

Die Innenminister und -senatoren der Länder haben sich dafür ausgesprochen,
im Rahme,n der aktuellen Gesetzssvorhaben gut integrieden geduldeten Ju-
gendlichen und Heranwachsenden eine eigene gesicherte Aufenthaltsperspekti-
ve zu eröffnen. Dazu müssen sie die Voraussetzungen entsprechend der sog.
Wiederkebroption ($ 37) erfüllen und aufgn:nd ihrer bisherigen lntegatioDs-
leistungen die Gew?ihr bieten, dass sie sich in die hiesigen kbensverhältnissb

b)
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einfligen werden. Die Eltern der Jugendlichen könaen ein Aufenthaltsrecht er-
halten, wenn sie ausreichende Integrationsleistungen erbracht haben und durch
eigene Leistungen den Lebensunterhalt der Familie überwiegend sichem kön-
nen. Eltem bzw. Elternteile, die erhebliche Straftaten begangen häben, sind von
dieser Regelung auszuschließen,

Die vorgeSchlagenen Anderungen des Aufenthaltsgesätzes dienen der Umset-
zung dieser Zielsetzung.
Vor dem Hintergrund der konkreten getroffenän Absprachen der kmenminister
und -senatoren der Länder zum $.usschluss von Eltem bzw. Eltemteilen von
den Regelungen, soweit diese erhebliche Stfaftaten begangen haben, sind die in
$ 25a Absatz 3 AufenthG sowie in $ 60a Absatz 2b Satz 2.AufenthG vorgese-
henen Regelungen notwendig und. angemessen.

Antrag Berlin: l l :2 ' .3

Gegenstimmen: IIH, SH

Enthaltungen: BB, IIB, HE

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass ein über die Schaffung eines eigen-

st?indigen Aufenthaltsrechts für gut integrierte geduldete ausländische Ju- .
gendliche uild Heranwachsende durch die Aufnahme eines neuen $ 25a in

das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) . hinausgehender Bedarf wöder für eine

neue Bleiberechtsiegelung noch für eine weitere gesetzliche Altfallregelung .
besteht.

^ Beqrtinduns:

Mit der .Erweiterirng des Aufenthaltsgesetzes durch Einfügung eines neuen
$ 25a als stichtagsunabhäugige Regelung soll kibftig gut integrierten Jugend-
licien und Heranwachsenden eine eigene gesicher-te Aufenthaltsperspektive
und damit die Möglichkeit eröffnet werden, sich vollstlindig sozial und wirt-
schaftlich in die hiesige Gesellschaft zu integrieren. Darüber hinaus soll diese
Regelung einer interesseogeleiteten Zuwanderung dienen, weil damit gut

' ausgebildete Jugendliche, die deutsche Bildungseinrichtungen erfolgreich be-
sucht haben, dem Arbeitsmarkt nachhaltig zul Verftigung stehen.

' Von dieser Regelung könne.n auch die Eltem gut integderter minderjähriger
Jugendlicher profitieren, wenn sie bis zur Volljährigkeit ilrer Kinder ihr
Verhalten verändem und die allgemeinön Erteilungsvoraussetztmgen des
Aufenthalts eesetzes erfüllen.

Zu Artikel l Nummer 2 a - neu - 25a-neu-AufenthG



Mit einer weitergehenden stichtagsunabhängigen Regelung ftir alle Gedulde- .
ten wärde das Ziel des Aufenthaltsgesetzes, die Zuwanderung zu steuem und
zubegrenzen vörfehlt werden, Es darf gnrndsätzlich nicht begünstigt werden,

. wer nach illegaler Einreise und negativ durchlaufenem Asylverfahren seiner
gesetzlichen Ausreiseverpflichtung jahrclang nicht nachgekornmen ist und
darüber hiraus durch sein Verhalten die Behördön daran gehindert hat, seinen
Aufenthalt zwangsweise zu beenden. Jahrelanges Fehlverhalten darf nicht be-
lohnt werden.

Mit der gesetzlichen Altfallregelung beziehungsweise der Anschlussregelung.
2009 sollten wirtschaftlich und sozial gut integrierte geduldete Ausländer be-
günstigt werden. Ihnön sollte es zwischenzeitlich gelungen sein, ihre wirt-
schaftliche Integration derad zu verfestigen, dass sie die allgemeinen gesetz-
lichen Voraussetzungen ftir die Verlängerung ihrer bestehenden Aufenthalts-
erlaubnis erfiillen. Diejenigen, die es seit Inkrafttreten der Altfallregelung
2007 nicht geschafft haben, ihren Lebensunterhalt überwiegenfl aus efurer ei-
genen Erwerbstätigkeit zu sichern, werden sich aller Voraussicht nach auch
zukünftig nicht mehr integrieren. Deshalb würde ftir diesen Personenkreis
auch eiile weitere Verlängerung der Probezeit nicht mehr zu der gewünschten

. wirtschaftlichen Integraiion führen

Antrag Niedersachsen: 10:6 :0

Gegenstimmen: BE, BB, I{B,NW, RP, ST

3. Zu Artikel 1 Nummer 6 ($ 51 Absatz 4 Satz 2 AufenthaltG)

In Artikel 1 Nummer 6 sind in $ 51 Absatz 4 Satz 2 nach den Wörtern

"zehn Jahen" die Wörter l'seit der Ausreise" einzufügen.

Beeründung:

. Die Einiigung der Wörter "seit der Ausreise" dient der Klarstellung und der
Angleichung an Nummer 4 ($ 37 Absatz 2a) des Gesetzentwurfs, in der die '

gleiche Formulierung verwendet wiid.

'Antrag Baden-Wüntemberg: 16:0 :  0


